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Bonn, den 25. Juni 1965 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Grtindungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 


eine Verordnung des Rats über die Verlängerung der Gel- 
tungsdauer der Verordnung Nr. 76/64/EWG über die Fest- 
setzung der Abschöpfungsbeträge für Erzeugnisse der 
Geflügelwirtschaft, deren Zollsätze im GATT konsolidiert 
sind. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 18. Juni 1965 dem Herrn Präsidenten 
des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommis- 
sionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Die endgültige Beschlußfassung durch den Rat wird voraussicht- 
lich am 28./30. Juni 1965 erfolgen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
über die Verlängerung der Geltungsdauer der Verordnung 
Nr. 76/64/EWG über die Festsetzung der Abschöpfungsbeträge 
für Erzeugnisse der Geflügelwirtschaft, deren Zollsätze im 

GATT konsolidiert sind 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 22 über die 
schrittweise Errichtung einer gemeinsamen Markt- 
organisation für Geflügelfleisch ^), insbesondere auf 
Artikel 10, 

auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Geltungsdauer der Verordnung Nr. 76/64/ 
EWG des Rats vom 26. Juni 1964 über die Festset- 
zung der Abschöpfungsbeträge für Erzeugnisse der 
Geflügelwirtschaft, deren Zollsätze im GATT kon- 
solidiert sind“), ist bis zum 30. Juni 1965 begrenzt 
worden. 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
vom 20. April 1962, S. 959/62 
-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 103 
vom 30. Juni 1964, S. 1606/64 


Da sich die durch diese Verordnung getroffene 
Regelung bewährt hat, empfiehlt es sich, die zeit- 
liche Begrenzung ihrer Geltungsdauer aufzuhe- 
ben — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Artikel 3 der Verordnung Nr. 76/64/EWG wird 
der zweite Halbsatz aufgehoben. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 30. Juni 1965 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel am Juni 1965 


Im Namen des^Rats 
Der Präsident 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/3702 


Begründung 


Bei Einfuhren von Erzeugnissen der Tarifnummern ; 
02.03, 1501 B und ex 16.02 Bf aus dritten Ländern ist 
der Höchstzollsatz zu berücksichtigen, der sich aus 
der Annahme des Konsolidierungsangebots für i 
diese Erzeugnisse im GATT ergibt. Die Berücksichti- 
gung der Konsolidierung des Zollsatzes für die ge- 
nannten Erzeugnisse hat in gewissen Fällen zur 
Folge, daß die Abschöpfungsbeträge gegenüber drit- 
ten Ländern nicht in vollem Umfang erhoben wer- 1 
den. i 

Durch die Begrenzung der Abschöpfungsbeträge ge- | 
genüber dritten Ländern wurde unter Umständen j 
der Grundsatz der Gemeinschaftspräferenz verletzt. 
Um diesen Grundsatz zu wahren, hat der Rat durch 
die Verordnung Nr. 76^64/EWG auch bei der Fest- 
setzung der innergemeinschaftlichen Abschöpfungs- 
beträge für die Erzeugnisse, deren Zollsätze im 


GATT konsolidiert sind, eine Höchstgrenze vorge- 
sehen. 

Die Geltungsdauer der Verordnung Nr. 76, 64/EWG 
ist auf Wunsch der deutschen Delegation bis 30. Juni 
1965 beschränkt worden, insbesondere um die prak- 
tischen Auswirkungen des durch diese Verordnung 
festgesetzten Systems in Erfahrung bringen zu kön- 
nen (vgl. Protokoll der Sitzung des Rats vom 16. No- 
vember 1964 — 938/64 [MC/PV 16] — ). 

Das durch die Verordnung Nr. 76/64/EWG für die im 
GATT konsolidierten Erzeugnisse für den inner- 
gemeinschaftlichen Handel eingeführte System der 
Berechnung der Abschöpfungsbeträge hat sich be- 
währt. 

Es empfiehlt sich daher, die zeitliche Beschränkung 
der Geltungsdauer der Verordnung Nr. 76/64/EWG 
aufzuheben. 
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